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Konjunktureller Aufschwung läßt auf sich warten

Thailand hat Fortschritte er­

zielt bei der Stabilisierung des 

Bäht, dem Aufbau ausländi­

scher Reserven und dem Ver­

trauensgewinn durch die Inve­

storen. Die Wirtschaft befindet 

sich jedoch nach wie vor in ei­

ner tiefen Rezession. Am er­

sten Jahrestag des Währungs­

zusammenbruchs mußte Pre­

mierminister Chuan Leekpai 
eingestehen, daß es noch eini­

ge Zeit dauern werde, bis die 

Krise überwunden sei. Mit der 

Strukturreform im Banken- und 

Finanzsektor wurde kürzlich ei­

ne Wurzel des Problems ange­

packt. Es käme nun darauf an, 

die Strukturreform fortzusetzen, 

den Staatshaushalt zu stabili­

sieren, die Inflation zu verrin-

Das Königreich ist derzeit von 

der höchsten Arbeitslosigkeit 

betroffen, die jemals in Thailand 

in Erscheinung getreten ist. Ei­

ne Umfrage des National Stati­

stical Office im Mai 1998 zählte

1,6 Millionen Thais ohne Arbeit. 

Hinzu kamen zwei Millionen Ar­

beitsmigranten, die ihre ländliche 

Heimat wegen der Trockenpe­

riode verließen, um in den 

Städten nach Arbeit zu suchen. 

Laut Arbeitsexperte Bundit Tha-

Der thailändische Finanzmi­

nister, Tarrin Nimmanhaeminda, 

verkündete am 14. August ein 

umfassendes Maßnahmenpa­

ket zur Stärkung des krisenge­
plagten Bankensystems, das 

inzwischen von König Bhumi- 

bol und dem Parlament abge­

segnet wurde. Das Paket 
schließt finanzielle Hilfen in Hö­

he von 300 Milliarden thailändi­
schen Bäht (umgerechnet rund 

13 Mrd. DM), die Verschmel­
zung von staatlich kontrollierten 

Geschäftsbanken und die Fu­

sion von sieben privaten Fi­

nanzinstitutionen ein. Die be­
reitgestellten Mittel sollen zur 

Erhöhung des Grundkapitals 

und zum Kauf von nachrangi­

gen Schulden von angeschla­

genen Banken verwendet wer­

den. Finanziert wird die Maß­

nahme durch die Ausgabe von 

Staatsanleihen mit zehnjähriger 

Laufzeit. Das Tarrin-Paket soll

gern und die Arbeitslosigkeit zu 

bekämpfen.

Eine neue Prognose des 

Internationalen Währungsfonds 

(IWF) sieht die thailändische 

Wirtschaft 1998 um sieben 

Prozent schrumpfen. Auch die 

Exportentwicklung - Thailands 

Hoffnungsschimmer - blieb in 

diesem Jahr trotz der Abwer­

tung des Bäht um knapp 40 

Prozent hinter den Erwartungen 

zurück. Schuld daran ist vor 

allem die sinkende Nachfrage 

innerhalb der asiatischen Regi­

on. Die Krise in Japan und die 

Finanzprobleme der Nachbar­

länder tragen wenig zur Konso­
lidierung der thailändischen 

Wirtschaft bei. Das Handels­

ministerium teilte unterdessen

mit, daß die Inflation im Juni 

auf 10,7 Prozent gestiegen sei. 
Problematisch für die Bevölke­

rung ist, daß ausgerechnet Le­

bensmittel (Reis, Gemüse und 

Früchte) die Liste der am mei­
sten verteuerten Waren anfüh­

ren.

Für das Haushaltsjahr 1999, 

welches im Oktober beginnt, 

hat die Regierung ein Budget 
von 825 Milliarden Bäht (rund 

36 Mrd. DM) oder 14,8 Prozent 

des Bruttosozialprodukts (BSP) 

veranschlagt. Das Haushalts­

defizit liegt gemäß Vereinba­

rung mit dem IWF bei drei Pro­

zent des BSP. Während der 

Verabschiedung des Haushalts 

demonstrierten einige tausend 

Bauern vor dem Parlament.

Arbeitslosigkeit auf Rekordniveau

nachaisethavut von der gewerk­

schaftsnahen Stiftung Arom 

Pongpangun mußten in den 

letzten sechs Monaten rund 

6.000 Unternehmen ihren Be­

trieb einstellen, wodurch 

300.000 Arbeiter ihre Beschäfti­

gung verloren. Inzwischen nä­
hert sich die Zahl der Arbeitslo­

sen der Zwei-Millionen-Marke.

Die Arbeitslosenrate stieg 

von 4,6 Prozent im Februar auf 

5,0 Prozent im Mai 1998. Pro-

Finanzreform

den Finanzsektor für in- und 

ausländische Investoren at­

traktiver machen und die Kre­

ditvergabe wieder in Schwung 

bringen. Die Regierung erhofft 

sich durch die Maßnahme eine 

Wiederbelebung der Wirtschaft 

zum ersten Quartal 1999.

Im Rahmen des Pakets 

werden die Bangkok Bank of 

Commerce und die First Bang­

kok City Bank aufgelöst und 
ihre Vermögen, Einlagen und 

Verbindlichkeiten der staatsei­

genen Krung Thai Bank zuge­

schrieben. Durch die Fusion 

werden annähernd 4.000 Ar­

beitsplätze verloren gehen. Die 

Krung Thai Bank wird durch die 
Übernahme der beiden Staats­

banken zur größten Geschäfts­

bank Thailands aufsteigen. Die 

Siam City Bank und die Bang­

kok Metropolitan Bank, zwei 

weitere kränkelnde Staatsban­

ken, möchte die Regierung re-

fessor Lae Dilokvidhyarat von 

der wirtschaftswissenschaftli­

chen Fakultät der Chulalong- 

korn Universität prognostiziert 

einen weiteren Anstieg der Ar­

beitslosigkeit wegen finanziel­

lem Mismanagement und der 

Privatisierung von Staatsbetrie­

ben (Thai Airways, Electricity 

Generating Authority of Thai­

land, Petroleum Authority of 

Thailand, Telephone Organisa­

tion of Thailand). Sie wirft dem

verabschiedet

kapitalisieren, bevor ihre Anteile 

auf dem internationalen Kapi­

talmarkt angeboten werden.

Die Bank of Thailand (Zentral­

bank) verkündete außerdem 
die baldige Übernahme der 

Laem Thong Bank durch die 

Radhanasin Bank sowie die 

Verschmelzung der Union Bank 

und fünf kleinerer Finanzinstitu­

tionen mit der Krungthai Tha- 

nakit Finance and Securities. 

Die Konsolidierungen und Zu­

sammenschlüsse im Finanz­
sektor könnten einen Verlust 

von bis zu 25.000 Arbeitsplät­

zen zur Folge haben.
Das Maßnahmenbündel 

stieß in der Öffentlichkeit und 

im Privatsektor auf breite Zu­

stimmung. Der Internationale 

Währungsfonds, die Weltbank 

und die Asian Development 

Bank bezeichneten das Re­

formpaket als einen wichtigen 

Schritt zur Stärkung des Ver-

Der Regierung von Chuan 

Leekpai wird vorgeworfen, sie 

konzentriere sich zu sehr auf 

makroökonomische Eingriffe 

und die Reform des Banken- 

und Finanzsystems, während 
der ländliche Sektor vernach­

lässigt werde.

vgl. BP The Week in Review, 21.- 

27.6., 28.6.-4.7., 16.-22.8.1998; BP 

Online, 17.8.1998, 25.8.1998.

IWF und dem thailändischen 
Arbeitsministerium vor, keine 

Konzepte gegen die steigende 

Arbeitslosigkeit zu haben. Von 

entlassenen Arbeitnehmern 

werde erwartet, daß sie in den 

Agrarsektor zurückkehren, ob­

wohl dieser von der Regierung 

seit langem vernachlässigt wird 
und viele Bangkokianer zur 

ländlichen Gemeinschaft gar 
keinen Zugang mehr haben.

vgl. BP Online, 19.8.1998

trauens ausländischer Finan­

ziers in die Zukunft des Lan­

des. Es wurde begrüßt, daß die 
Anteilseigner der schlecht ge­

führten Banken für den Scha­

den verantwortlich gemacht 

werden - und nicht die Steuer­

zahler! Einige Kritiker äußerten 

sich dennoch besorgt über die 

Höhe der materiellen und so­

zialen Kosten des Pakets. Ver­

treter der betroffenen Banken 

und Finanzunternehmen for­

derten bereits staatliche Hilfen 

für entlassene Arbeitnehmer. 

Analysten fragten sich außer­

dem, warum andere kapital­
schwache Banken wie die Si­

am Commercial Bank, die Thai 
Military Bank oder die Bank of 

Ayudhya, die allesamt enge 

Verbindungen zur Politik pfle­

gen, von dem Paket ausge­

nommen wurden.

vgl. BP Online, 14. ,15.8.1998, BP 

The Week in Review, 16.-22.8.1998

südoBtasfen



Neues Arbeitsschutzgesetz verabschiedet
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richten
Neues

Ausländer­

wirtschaftsrecht

Thailand hat seine restrikti­

ven Gesetze gegenüber aus­

ländischen Investoren gelok- 

kert und erlaubt künftig in 33 

weiteren Wirtschaftszweigen 

bis zu 10Oprozentige Beteili­

gungen von Ausländern. Das 

thailändische Kabinett verab­

schiedete am 18. August 1998 
ein neues Foreign Business 

Law (früher: Alien Business 

Law). Wirtschaftliche Aktivitä­

ten, die von nun an auch Aus­

ländern gestattet sind, beinhal­
ten: Die Herstellung von Alko­

hol und alkoholfreien Geträn­

ken, Eis, Kleidern, Textilien, 
Schuhen, Glaswaren, Schreib­

waren, Zement und Fertigpro­

dukten sowie Lebensmitteln. 

Ferner ist es für Ausländer 

künftig gestattet, sich in fol­

genden Dienstleistungsberei­

chen zu betätigen: Haar- oder 

Schönheitsstudios, Unterhal­

tungsindustrie, Fotografie, 
Auktionen, Reinigungen, 

Schneidereien, Groß- und Ein­

zelhandel und der Verpfle­

gungsindustrie.
Darüber hinaus stehen die 

Viehzucht, die Fischerei, der 

Handel mit Erzen und Nutzhöl­

zern sowie die Zuckerverarbei­

tung offen für ausländische In­

vestoren. Einschränkungen 

gibt es für ökonomische Betä­

tigungen, die die nationale Si­

cherheit betreffen oder Auswir­

kungen auf die Kultur, die tra­
ditionellen Handarbeiten, die 

natürlichen Ressourcen oder 

die Umwelt haben. Thailändi­

sche Staatsbürger müssen in 

diesen Branchen mindestens 

40 Prozent der Anteile besitzen 

und im Direktorium vertreten 

sein.

vgl. BP Online, 19.8.1998

Das seit zwei Jahren disku­

tierte Arbeiterschutzgesetz ist 

am 19. August 1998 in Kraft 

getreten. Das neue Labour 

Protection Law verspricht einen 

besseren Schutz für arbeitende 

Kinder und Frauen, verbietet 

die Beschäftigung von Kindern 

unter 15 Jahren, läßt Nachtar­
beit und Überstunden von 

minderjährigen Kindern unter 

18 Jahren nicht mehr zu und 

reduziert die Arbeitszeit von 

Arbeitnehmern auf maximal 

acht Stunden täglich oder 48 

Stunden wöchentlich. Das Ge­

setz regelt außerdem den Un­

fallschutz und den Urlaubsan-

In ihrem neuesten Rechen­

schaftsbericht gegenüber dem 
Internationalen Währungsfonds 

(IWF) zeichnet die thailändi­
sche Regierung ein vorsichtig 

optimistisches Bild von der 

konjunkturellen Entwicklung. Es 

wird prognostiziert, daß die 

Rezession Ende 1998 ihre Tal­

sohle erreicht haben und das 

Land 1999 wieder zu modera­

tem Wachstum zurückkehren 

wird. Der Anstieg der Verbrau­

cherpreise dürfte im Jahres­

durchschnitt 1998 zehn Pro­

zent betragen und läge damit 

leicht unter den Vorhersagen. 

Die fünfte Absichtserklärung, 

die eine weitere Zahlung aus 

dem 17,2 Mrd. US-Dollar- 

Kredit des IWF zur Folge hat, 
wurde Ende August vom Kabi­

nett abgesegnet.

Unter dem Druck leerer 

Staatskassen hat die Regie­

rung am 4. August 1998 trotz 

Drohungen von Gewerkschaf­

ten und Arbeitnehmervertretern 
eine Änderung zum Sozialver­

sicherungsgesetz beschlos­

sen. Demnach wird die Regie­

rung künftig nur noch die Hälfte 

ihrer Beiträge zur Sozialversi­

cherung entrichten. Seit Einfüh­

rung der Krankenversicherung 

für Erwerbstätige in privaten 

Wirtschaftsbetrieben 1991 

wurden die Beiträge zu glei­

chen Teilen von Arbeitgebern,

spruch und sieht höhere Ab­

findungen bei Entlassungen 

sowie die Auszahlung von 
Überstunden vor.

Arbeitgeber und ausländi­

sche Investoren drängten bis 

zuletzt auf eine Verschiebung 
bzw. Änderung des Gesetzes. 

Sie behaupteten, das Gesetz 

gebe Arbeitern zu viel Schutz 

und kündigten Entlassungen 

vor Inkrafttreten des Gesetzes 

an. Arbeitsminister Trairong 

Suwannakhiri und die Gewerk­

schaften drängten jedoch auf 

eine planmäßige Einführung 

und hielten selbst dem Druck 
einzelner Unternehmer stand,

Die Reform des Finanzsek­

tors und die Umstrukturierung 

der Unternehmensschulden 

sind die Kernpunkte der jüng­
sten Vereinbarung mit dem 

IWF. Außerdem wurden 12 

Mrd. Bäht (0,5 Mrd. DM) an 

zusätzlichen Ausgaben für ein 

soziales Investitionsprogramm 

und den Ausbau der Sozial­

versicherung (Einführung einer 

Altersversicherung sowie Kin­

dergeld für versicherte Arbeit­

nehmer zum Ende des Jahres) 

gebilligt. Thailand festigt damit 

seinen Kurs, der schweren Re­

zession mit einem prophezei­

ten Wachstumseinbruch von 

sieben Prozent in diesem Jahr 

mit einer expansiven Fiskalpoli­

tik (strukturelle Maßnahmen, 
zusätzliche Staatsausgaben, 

Zinssenkungen) zu begegnen.

Arbeitnehmern und der Regie­

rung erbracht. Bereits zu Be­

ginn des Jahres hatte die Re­

gierung eine Reduzierung der 

Beitragszahlungen von 1,5 auf 

1,0 Prozent des Arbeitnehmer­

lohnes beschlossen. Um weite­

ren Belastungen im Zuge der 

geplanten Rentenversicherung 

und der Einführung von Kin­

dergeld für Sozialversiche­

rungsmitglieder im Dezember 

1998 aus dem Wege zu gehen, 

entschied man sich nun für ei­

ne Halbierung der Regierungs­

beiträge zur Sozialversiche-

die für ihre Industrien eine Be­

freiungsklausel erreichen woll­

ten. So richteten z.B. die Petro­

leum- und die Petrochemi- 

sche-lndustrie Appelle an den 

Minister und seinen Staatsse­

kretär, von dem neuen Gesetz 

ausgenommen zu werden. Es 

handelt sich hier um gesund- 

heitsgefährdente »Hochrisiko- 

Industrien«, in denen Arbeiter 

künftig nicht mehr als sieben 

Stunden arbeiten dürfen. 

vgl. BP The Week in Review, 14- 

20.6., 9.-15.8.1998; BP Online, 

19.8.1998

Unterdessen wird Kritik am 

Unterstützungspaket des IWF 

laut. Es habe zu wenig Rück­

sicht auf die sozialen Auswir­

kungen der Maßnahmen ge­

nommen, Massenarbeitslosig­

keit erzeugt und den Agrarbe­

reich vollständig ignoriert. 

Somkiart Ponpaiboon, Anführer 

der kleinbäuerlichen Gemein­

schaft des Nordostens, einem 

Zusammenschluß von 200 

landlosen Bauern, beklagte 

sich, daß das IWF-Paket nur 

auf eine Reform des Finanz­

sektors abziele. Es habe ver­

sagt, Not und Elend im ländli­

chen Bereich zu reduzieren. 

vgl. BP Online, 17., 25., 26.8.1998, 

Handelsblatt, 26.8.1998, S.11.

rung. Die Ausdehnung des 

Versicherungsfonds auf Kinder 

und ältere Menschen zum En­

de des Jahres würde die Bei­

träge für jede finanzierende 

Partei von einem auf vier Pro­

zentpunkte erhöhen. Führende 

Arbeitnehmervertreter reagier­

ten verärgert auf den einseiti­

gen Beschluß des Kabinetts 

und kündigten eine großange­

legte Demonstration an.

vgl. BP Online, 5.8.1998, eigene 

Quellen

Vorsichtiger Optimismus

Beiträge zur Sozialversicherung halbiert
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Umbildung des Kabinetts wegen 

Korruptionsskandal?

Premierminister Chuan Lik- 

phai kündigte am 29. August 

an, er werde eine Kabinett­

sumbildung durchführen, falls 

Mitglieder der Regierungskoali­

tion an einem Skandal um den 

Kauf von medizinischem Mate­

rial beteiligt sind. Mehrere Di­

rektoren von Provinzkranken­

häusern hatten sich in den 

Medien beschwert, daß sie von 

Personen des Gesundheitsmi­

nisteriums Instruktionen zum 

Kauf bei bestimmten Anbietern 

erhalten haben, obwohl deren 

Preise überhöht waren. Chuan 

sagte, er werde derartige Vor­

fälle in den eigenen Reihen 

nicht um der Stabilität der Ko­

alition willen tolerieren.

In einem anderen Skandal 

wegen angeblicher Unregel­

mäßigkeiten bei der Ausschrei­

bung eines Telefonprojekts soll 

der Kommunikationsminister 

Suthep Thueksaban verant­

wortlich sein. Die Vorwürfe ge­

gen das Mitglied der Democrat 

Party haben zu Unruhe inner­

halb der Partei zwischen Kriti­

kern und Verteidigern des Mi­

nisters geführt.

vgl. BP Online, 30.8.1998; BP The 

Week in Review, 5.-11.7.1998

Keine Vergebung für »Dissidenten« 

der Prachakorn ThaiPartei

Der Führer der Prachakorn 

Thai-Partei, Samak Sundaravej, 

hat Berichten widersprochen, 

nach denen er bereit sei, den 

12 Dissidenten in den eigenen 

Reihen zu verzeihen, wenn 

diese sich aus der Regie­

rungskoalition zurückziehen. 

Die Gruppe der 12 Parla­

mentsabgeordneten um Vata- 

na Asavahame hatte sich ge­
gen den Willen des Parteifüh­

rers der Regierungskoalition 
um Premierminister Chuan an­

geschlossen. Seitdem läßt 

Samak nichts unversucht, um 

sich an den von ihm als 

»Kobras« bezeichneten Abge­

ordneten zu rächen. Um genü­

gend Stimmen für einen Partei­

ausschluß zu sammeln, wur­

den nachträglich 21 Personen 

in Führungsgremien der Partei 

ernannt. Diese nachträgliche 

Ernennung wurde vom Verfas­

sungsgericht entgegen eines 

vorherigen Urteils des Zivilge­

richts als rechtmäßig erkannt. 

Die 12 Dissidenten unterneh­

men jedoch weitere rechtliche 

Schritte, um den Parteiaus­

schluß, der einen Verlust des 

Abgeordnetenmandats zur Fol­

ge haben könnte, zu verhindern. 

vgl. BP Online, 2., 28.8.98, BP 

Week in Review, 12., 18.7.1998

Forum der Armen bricht Gespräche 

mit Regierung ab

Das Forum der Armen 

(Forum of the Poor) hat alle 
Verhandlungen mit der Regie­

rung abgebrochen. Die Ent­

scheidung wurde auf einem 
Treffen des Zusammenschlus­

ses von Nichtregierungsorga­

nisationen am 23. August ge­

fällt. Der Regierung habe kein 

ernsthaftes Interesse, die Pro­

bleme der armen Landbevölke­

rung zu lösen. Suriyan Thong- 

nuied, ein Berater des Forums, 

sagte, von den insgesamt 109 
Problemen die der Regierung 

vorgetragen worden sind, wur­

den lediglich sechs gelöst, fünf 

davon unter der vorigen Regie­

rung. Zur Zeit seien keine 

Massendemonstrationen zu 

erwarten, da die meisten Bau­

ern auf ihre Felder zurückge­

kehrt sind, um die landwirt­

schaftliche Arbeit zu verrichten. 
Er warnte jedoch, daß sie nach 

der Regenzeit zu längeren 
Demonstrationen nach Bang­

kok zurückkehren werden. Die 

Regierung bedauerte den Ab­

bruch der Gespräche mit dem 

Forum.

vgl. BP Online 24.8.1998

Stopp von neuen 

»Entwicklungs­

fonds«

Mehrere Senatoren kündig­

ten an, eine strenge Kontrolle 

des Staatsbudgets durchzu­
führen, um eine versteckte 

Wiedereinführung der 

»Entwicklungsfonds« für Par­

lamentsabgeordnete zu ver­

hindern. Diese Fonds hatten 

den Abgeordneten dazu ge­

dient, werbeträchtige Projekte 

in ihren Wahlkreisen zu finan­

zieren und so die Chancen auf 

eine Wiederwahl zu verbes­

sern. Die neue Verfassung 

verbietet diese Fonds und legt 
fest, daß die Parlamentarier 

Ausgaben lediglich überwa­

chen, nicht jedoch selber täti­

gen dürfen. Die Stellungnahme 

der Senatoren erfolgte, nach­

dem Informationen bekannt 

wurden, daß eine Umgehung 
des Verbots geplant sei, indem 

»überschüssige« Haushaltsmit­

tel an bestimmte staatliche Be­

hörden zum späteren Abruf 

durch Parlamentarier überwie­

sen würden.

vgl. BP Online, 30.8.1998

Thaksin gründet 

neue Partei

Der ehemalige Star der 

Phalang Dhamma-Partei, 

Thaksin Shinawatra, hat eine 

neue politische Partei gegrün­

det: «Thai rak Thai«. Die einzige 

Abgeordnete der Phalang 

Dhamma-Partei im Parlament, 

Sudarat Keyuraphan, hat an­

gekündigt, daß sie sich der 

neuen Partei anschließen wer­

de. Parteiführer Thaksin erklär­

te bei der Gründungsveranstal­
tung, er könne die thailändi­

sche Wirtschaft wieder zum 

Leben erwecken, wenn er zum 

Premierminister gewählt werde. 
vgl. BP online The Week in Review, 

31.5.-6.6.1998, 12.7.-18.7.1998

Su/ak verklagt Premierminister wegen 

Pipelineprojekt

Der Sozialaktivist Sulak Siva- 

raksa will den gegenwärtigen 

Premierminister Chuan Likphai 
sowie die Ex-Premierminister 

Chavalit Yongchaiyudh und 

Banharn Silpa-archa im Zu­

sammenhang mit dem Bau der 

umstrittenen Yadana-Gaspipe- 
line von Myanmar nach Thai­

land verklagen. Er beschuldigt 

sie sowie die Petroleum Autho- 

rity of Thailand, falsche Infor­

mationen über das Projekt zu 

verbreiten und mit einem un­

vollständigen Umweltverträg­

lichkeitsbericht gegen das 

Umweltgesetz verstoßen zu 

haben. Gegen Sulak steht ein 

Verfahren wegen eines Sit-ins 

im März dieses Jahres in Kan- 

chanaburi zur Behinderung der 

Bauarbeiten aus.

vgl. BP Online 2.8.1998

Potenzpille Viagra eingeführt

Thailand hat als erstes asia­
tisches Land die ärztliche Be­

handlung männlicher Impotenz 

mit der »Wunderdroge« Viagra 
zugelassen. Die Nationale Arz­
neimittelkommission geneh­

migte den verschreibungs­

pflichtigen Kauf von Viagra 
unter strengen ärztlichen Auf­

lagen. Ein Patient, der sich in 

urologischer, kardiologischer, 

psychologischer oder neuro

logischer Behandlung befindet, 

kann sich Viagra zum Preis von 

350 Bäht (über 15 DM) pro Pille 

verschreiben lassen, wenn vier 
Ärzte aus verschiedenen 

Fachabteilungen alle der Mei­

nung sind, er brauche die Pille. 
Auf dem blühenden Schwarz­

markt kostet die »blaue Pille« 

ungefähr 1.300 thailändische 

Bäht — also fast das Vierfache. 

vgl. BP Online, 19.8.1998
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